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Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.1 der Tagesordnung: 

Auswirkungen der Corona-Pandemie  

a) Auf den Verkehrsbereich (u. a. ÖPNV-Rettungsschirm) 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz verweist auf den Beschluss der Sonder-Verkehrs-

ministerkonferenz vom 26. Februar 2021 und bekräftigt, dass die Lasten der Schäden 

durch die Corona-Pandemie in den Jahren 2020 und 2021 weiterhin hälftig  

zwischen Bund und Ländern fair zu verteilen sind. Als Voraussetzung dafür sind die 

Regionalisierungsmittel deshalb in 2021 um mindestens 1 Mrd. Euro zu erhöhen. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.1 der Tagesordnung: 

Auswirkungen der Corona-Pandemie 

b) Lernen aus der Krise 

1.  Die Verkehrsministerkonferenz dankt der Innenministerkonferenz (IMK) für die 

Übermittlung des Berichtes „Sicherheit durch föderale Partnerschaft und sektorale 

Vorsorge Strategie- und Konzeptrahmen für die Entwicklung des Staatlichen Risiko-

und Krisenmanagements unter Beachtung der Erfahrungen aus der Corona-

Pandemie“ vom 10. November 2020. 

2.  Die Verkehrsministerkonferenz unterstützt den hierzu ergangenen Beschluss unter 

TOP 36 der Innenministerkonferenz vom 10. Dezember 2020 und bittet sie um 

Weiterverfolgung des Themas sowie um eine fortgesetzte Berichterstattung.  

3. Die Verkehrsministerkonferenz erklärt Ihre Bereitschaft, an diesen Aufgaben 

fachspezifisch und unterstützend mitzuwirken und bittet die Innenministerkonferenz 

im Bedarfsfall um entsprechende Einbindung.  

4. Da Notfallbetrachtungen aus verschiedenen Bereichen oftmals verkehrliche 

Wirkungen entfalten, besteht zu der im Bericht angesprochenen Vorbereitung auf 

Notfallszenarien Informationsbedarf. Die Verkehrsministerkonferenz bittet daher die 

IMK um Angaben zu den maßgeblichen Szenarien aus anderen Bereichen (außerhalb 

Bereich „Transport- und Verkehr“), die eine vorbereitende verkehrliche Befassung 

erforderlich erscheinen lassen. 

5. Die Verkehrsministerkonferenz bittet ihre Vorsitzende, den Beschluss der Innen-

ministerkonferenz zur Kenntnis zu geben. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.1 der Tagesordnung: 

Auswirkungen der Corona-Pandemie 

c) E-Learning in der Fahrschülerausbildung

1. E-Learning bietet die Chance, nicht nur in der Pandemie, vielfältige Methoden 

einzusetzen und Schülerinnen und Schüler auf unterschiedliche Weise anzusprechen. 

Daher sollte dies auch für die Fahrschüler-Ausbildung genutzt werden. 

2. Die Länder werden im Rahmen der geltenden rechtlichen Regelung die Anträge auf 

E-Learning prüfen, die geplanten Rechtsänderungen begleiten und die bisherigen 

Ausnahmen für das E-Learning bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der neuen 

Regelungen bedarfsgerecht fortschreiben. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.1 der Tagesordnung: 
Auswirkungen der Corona-Pandemie 
d) Auf den Schülerverkehr 

1. Die Verkehrsministerkonferenz stellt fest, dass zum Schutz der Schülerinnen und 

Schüler vor Infektionsrisiken mit COVID-19 nicht nur die Organisation in den 

Schulen, sondern auch die Beförderung zur Schule von Bedeutung ist. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz hält es deshalb für erforderlich, neben Konzepten wie 

Homeschooling und Wechselunterrichtsmodellen vor allem in Ballungszentren eine 

Perspektive zur Entlastung des Schülerverkehrs, dies beinhaltet ggf. auch 

Verstärkerverkehre, zu bieten. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz bittet die Kultusministerkonferenz daher, ein 

Konzept zur Staffelung der Schulanfangszeiten zu entwickeln, mit dem die 

Schulbeginnzeiten entzerrt werden. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.1 der Tagesordnung: 

Auswirkungen der Corona-Pandemie 

e) Lehren aus der Corona-Pandemie ziehen – Online-Verfahren im Verkehrsbereich  
voranbringen 

1. Die Verkehrsministerkonferenz stellt fest: Wichtige Verwaltungsverfahren im 

Verkehrsbereich sind nach wie vor zu stark durch analoge Prozesse geprägt. Die 

unter Infektionsschutzgesichtspunkten notwendige Reduzierung von Kontakt-

möglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger mit den für ihre Angelegenheiten 

zuständigen Verkehrsbehörden hat in vielen Bereichen (z. B. bei der Zulassung von 

Fahrzeugen, bei Fahrerlaubnis- und Führerscheinangelegenheiten oder bei Weiter-

bildungen) an einigen Stellen zu zum Teil erheblichen Problemen mit zum Teil 

nachhaltigen persönlichen und wirtschaftlichen Auswirkungen geführt.

2. Die Verkehrsministerkonferenz ist der Überzeugung, dass gut und einfach 

funktionierende internetbasierte Verfahren im Verkehrsverwaltungsrecht helfen 

können, derartige Schwierigkeiten zu vermeiden. Auch losgelöst von der aus der 

Pandemie erwachsenden Notwendigkeit werden sie einen wertvollen Beitrag zu 

Bürgerfreundlichkeit und Effizienz der Abläufe leisten. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Anstrengungen, die Bund, Länder und 

Kommunen bereits unternommen haben und nach wie vor unternehmen, um 

internetbasierte Verfahren im Verkehrsverwaltungsrecht z. B. über Vorhaben wie  

i-Kfz oder über die Modellprojekte im Rahmen der OZG-Umsetzung in 

verschiedenen Themenfeldern voranzutreiben. 
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4. Die Verkehrsministerkonferenz fordert alle Beteiligten auf, die Schaffung von 

bundesweit einheitlichen oder zentralen Systemen zu vereinbaren. Nur einfache und 

einheitliche Verfahren werden von den Bürgerinnen und Bürgern sowie der 

Wirtschaft akzeptiert. Einheitliche Systeme können zudem einen Beitrag dazu 

leisten, die notwendige Qualifizierung der mit automatisierten Verwaltungs-

vorgängen Beschäftigten in den jeweiligen Behörden und Stellen zu verbessern und 

zu beschleunigen. 

5. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Bund, soweit noch erforderlich kurz- bis 

mittelfristig die rechtlichen Voraussetzungen für klare, einheitliche und einfach 

verständliche Online-Verfahren im gesamten Bereich des Verkehrsverwaltungsrechts 

zu schaffen. Alle Beteiligten werden gebeten, aktiv an diesen Verfahren 

mitzuwirken.  

6. Die Verkehrsministerkonferenz sichert sowohl dem BMVI als auch den 

Kommunalen Spitzenverbänden hierfür eine aktive fachliche Unterstützung durch die 

für den Verkehr zuständigen Landesministerien zu. 



Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.1 der Tagesordnung: 

Auswirkungen der Corona-Pandemie 

f) Wiederbelebung des Luftverkehrs 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den ersten Entwurf des Konzeptes 

„Wiederbelebung des Luftverkehrs“ des Bundesministeriums für Verkehr und 

digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt, dass sich das Bundesministerium für 

Wirtschaft und Energie (BMWi), das Bundesministerium der Finanzen (BMF) und 

das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) unter Federführung des BMVI bereits 

im November 2020 auf die Einrichtung einer Arbeitsgruppe zur Erarbeitung von 

Vorschlägen zur Wiederbelebung des Luftverkehrs verständigt haben. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz stellt fest, dass mit dem vorliegenden Entwurf des 

Berichtes ein erstes Konzept erarbeitet und damit eine Basis für die Wiederaufnahme 

des Luftverkehrs unter Pandemiebedingungen gelegt wurde. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI dafür Sorge zu tragen, dass das noch 

zu verabschiedende finale Konzept von der Bundesregierung insgesamt mitgetragen 

wird.

5. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, die Länder bei der Umsetzung der 

Maßnahmen eng einzubinden, da die Zuständigkeiten für einige anzupassende 

Rechtsgrundlagen bei den Ländern liegen. Hierbei ist zwingend die frühzeitige 

Einbindung der jeweils zuständigen Ressorts erforderlich. 
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6. Die Verkehrsministerkonferenz bittet ihre Vorsitzende, Bericht und Beschluss an die 

Ministerpräsidentenkonferenz und die Gesundheitsministerkonferenz mit der Bitte 

zuzuleiten, das Anliegen zu unterstützen. 



Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.1 der Tagesordnung: 

Auswirkungen der Corona-Pandemie 

g) Auf den ÖPNV

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt zur Kenntnis, dass im Rahmen der 

beabsichtigten Änderung des Infektionsschutzgesetzes des Bundes eine 

Beschränkung der zulässigen Fahrgastzahl im öffentlichen Personennah- und  

-fernverkehr auf die Hälfte der regulär zulässigen Fahrgastzahl diskutiert wird. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz hebt hervor, dass sich eine geringere Besetzung von 

Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennah- und -fernverkehrs automatisch aus 

Maßnahmen wie Einschränkungen des Präsenzbetriebs von Schulen und Hoch-

schulen, starke Nutzung von Homeoffice und anderen Einschränkungen ergibt.  

3. Die Verkehrsministerkonferenz weist darauf hin, dass Quoten zur Maximalbesetzung 

von Fahrzeugen des öffentlichen Personennah- und -fernverkehrs weder praktikabel 

noch kontrollierbar sind. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz fordert den Bund daher auf, von einer Maximal-

besetzungsquote Abstand zu nehmen. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.2 der Tagesordnung: 

Reform Auftragsverwaltung Bundesfernstraßen

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt den erfolgreichen Betriebsstart der Auto-

bahn GmbH und des Fernstraßenbundesamtes (FBA) und dankt allen Beteiligten, die 

dazu beigetragen haben. Ein wesentlicher Erfolgsfaktor für den weiteren erfolg-

reichen Verlauf der Reform der Auftragsverwaltung ist die Festlegung der Rollen und 

Verantwortlichkeiten der beteiligten Institutionen und ihre transparente Darstellung. 

In diesem Zusammenhang werden das BMVI, das FBA und die Autobahn GmbH 

gebeten, für eine transparente Zuständigkeitsstruktur bei den Beteiligten zu sorgen 

und eine weitere Feinjustierung vorzunehmen.  

3. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI mit Verweis auf ihren Beschluss 

vom 14./15. Oktober 2020, dafür Sorge zu tragen, dass der konstruktive Austausch 

und die gute Zusammenarbeit zwischen der Autobahn GmbH und den Straßenbau-

verwaltungen der Länder fortgeführt wird und bittet hierfür um zeitnahen Aufbau und 

die Etablierung der Gremien für die notwendigen Abstimmungen zwischen den 

Beteiligten auf den unterschiedlichen Ebenen. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, die Federführung bei der 

Entwicklung und Bereitstellung von IVS zu übernehmen und eine Nutzung der von 

der Autobahn GmbH des Bundes entwickelten IVS durch die Länder und Kommunen 

zu ermöglichen und die Einrichtung einer IVS-Geschäftsstelle zu prüfen. 

5. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, zur nächsten Konferenz im

Herbst 2021 zu berichten. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.3 der Tagesordnung: 

Mobilität und Klimaschutz

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundes zum Klimaschutz im

Verkehr zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz stimmt mit der Bundesregierung und der  

EU-Kommission überein, dass der Klimaschutz und die Erfüllung des Pariser 

Klimaabkommens höchste Priorität genießt. Die Vorschläge von Kommission, 

Parlament und Rat zur Verschärfung der EU-Klimaziele sind vor diesem Hintergrund 

notwendig. Sie weist darauf hin, dass eine weitere Verschärfung der Ziele auch im 

Verkehrssektor erheblicher zusätzlicher Anstrengungen bedarf und bekennt sich 

dazu, dass auch der Verkehrssektor einen angemessenen Beitrag erbringen muss. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt zur Kenntnis, dass der Verkehrssektor in 

Deutschland im Jahr 2020 seine Sektorziele laut Klimaschutzgesetz voraussichtlich 

einhalten wird. Damit diese Erfolge nicht einmalig waren, sind Maßnahmen zu 

ergreifen, um einen Wiederanstieg der Kfz-Verkehrsemissionen auf das Vor-Corona-

Niveau möglichst zu verhindern, hierzu zählen neben dem Ausbau klimaneutraler 

Antriebstechnologien vor allem die Stärkung des Umweltverbunds, eine Effizienz-

steigerung im Verkehr und Verkehrsvermeidung (z. B. digitale Mobilität) im 

Personenverkehr. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz weist auch auf die positive Entwicklung beim 

Marktanteil von Elektrofahrzeugen insbesondere im Markt der Pkw und leichten 

Nutzfahrzeuge hin. Es gilt, diese auch durch hohe Fördersummen von Bund und  
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Ländern ermöglichte Entwicklung durch Stärkung ordnungsrechtlicher Instrumente 

wie das Elektromobilitätsgesetz zu verstetigen. Der bundesrechtliche Rahmen für die 

Ladeinfrastruktur für eine Null-Emissions-Mobilität ist auch für den öffentlichen 

Straßenraum in Innenstadtquartieren anzupassen.  

5. Die Verkehrsministerkonferenz betont die Verknüpfung des Hochlaufs der 

Elektromobilität mit dem weiteren Ausbau des Anteils an erneuerbaren Energien. Die 

Verpflichtung zur effizienten und weiter auszubauenden Verwendung der für die 

einzelnen Verkehrsträger verfügbaren erneuerbaren Energien sollte im Sinne des 

Klimaschutzes technologieoffen erfolgen und alternative Antriebe mit Brennstoff-

zellen und synthetische Kraftstoffe ausdrücklich miteinschließen. 

6. Eine adäquate finanzielle Unterstützung der Aufgabenträger und Verkehrsunter-

nehmen zur Umstellung von Bussen auf emissionsfreien und -armen Antriebe durch 

den Bund ist sicherzustellen. Die Bereitstellung des vom Bund angekündigten 

Förderprogramms mit einem Fördervolumen in Höhe von 800 Mio. Euro für den 

Zeitraum 2021 bis 2024 im ÖPNV ist dabei von zentraler Bedeutung. 

7. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt mit Sorge zur Kenntnis, dass viele Modelle 

bei Plug-In-Hybriden die in sie gesetzten Erwartungen zur Klimaentlastung nicht 

erfüllen, weil sie zu kleine elektrische Reichweiten und zu leistungsstarke fossil-

angetriebene Verbrennungsmotoren vereinen. Dies beeinträchtigt auch die Akzeptanz 

von Maßnahmen unter anderem nach Elektromobilitätsgesetz. Die Verkehrsminister-

konferenz verweist zudem auf weiteren Reformbedarf im Elektromobilitätsgesetz, 

etwa die Aufnahme weiterer Lieferfahrzeuge und eine erleichterte Anwendung von 

Bevorrechtigungen. Sie fordert die Bundesregierung daher auf, unverzüglich die 

Novelle des Elektromobilitätgesetzes in die Wege zu leiten. 



Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.4 der Tagesordnung: 

Lärmschutz 

a) Lärm- und Klimaschutz durch Tempo 30 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Prüfung, ob die neuen Erkenntnisse und 

Festlegungen der Richtlinie für den Lärmschutz an Straßen (RLS-19) in den 

Lärmschutz-Richtlinien-StV Berücksichtigung finden können, bedauert aber, dass die 

Ergebnisse noch nicht vorliegen. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Beauftragung der Bundesanstalt für 

Straßenwesen (BASt) mit einer bundesweiten Untersuchung zu den Auswirkungen 

einer Senkung der Richtwerte in den Lärmschutz-Richtlinien-StV und zu den daraus 

resultierenden Folgen. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz mahnt ein zügigeres Handeln an und bittet, diesem 

Thema eine noch höhere Priorität einzuräumen.  

5. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, in der Herbstsitzung 2021 das 

Ergebnis der Prüfungen zu Nummer 2 und zu Nummer 3 des Beschlusses vorzu-

stellen. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.4 der Tagesordnung: 

Lärmschutz 

b) Bildung einer länderoffenen Arbeitsgruppe zur Lärmthematik 

1. Die Verkehrsministerkonferenz bekräftigt, dass der Schutz der Bevölkerung vor 

schädlichen Verkehrslärmeinwirkungen einen hohen Stellenwert hat.  

2. Aus gesamtstaatlicher Sicht und im Lichte der einschlägigen, von Seiten der 

Umweltministerkonferenz und der Verkehrsministerkonferenz hierüber getroffenen 

Beschlüsse, bekräftigt die Verkehrsministerkonferenz die Notwendigkeit, die aktuell 

geltenden Regelwerke zum Straßen- und Schienenverkehrslärm im Sinne einer 

Verbesserung des allgemeinen Gesundheitsschutzes zu überarbeiten und inhaltlich zu 

harmonisieren.   

3. Die Verkehrsministerkonferenz beruft zur Unterstützung ihrer Beschlüsse eine 

länderoffene Arbeitsgruppe unter Leitung des Vorsitzlands zum Zwecke der 

Erarbeitung eines mehrheitsfähigen konsensualen Handlungsvorschlags für einen 

verbesserten, verkehrsträgerübergreifenden Verkehrslärmschutz in Deutschland ein. 

Das Konzept soll zur Verkehrsministerkonferenz im Herbst 2021 vorgelegt werden. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Bund, unter Einbindung der Arbeitsgruppe 

Lärm zur Verkehrsministerkonferenz im Herbst 2021 einen Bericht zur Verkehrs-

lärmthematik und zu den erforderlichen Handlungserfordernissen für eine 

Verbesserung des Schutzes der Bevölkerung vor Verkehrslärmeinwirkungen 

vorzulegen.  





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.5 der Tagesordnung: 

Innovationsprogramm Logistik 2030 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, über die Weiterentwicklung des 

Innovationsprogrammes in der Verkehrsministerkonferenz im Herbst 2021 zu 

berichten. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.6 der Tagesordnung: 

Bündnis für moderne Mobilität 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Lenkungskreises für das 

Bündnis für moderne Mobilität zum Spitzentreffen am 18. November 2020 zur 

Kenntnis und begrüßt den offenen sowie konstruktiven Austausch zwischen 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, Ländervertretungen und 

kommunalen Spitzenverbänden als sinnvolles Format, um sich über konkrete 

Vorhaben abstimmen, diese gemeinsam zu priorisieren und sich fortlaufend über 

erforderliche neue Schwerpunkte zu verständigen. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Impulse für die zielgerichtete 

Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Kommunen. Die Verkehrsminister-

konferenz fordert das Bündnis auf, weiterhin vertrauensvoll an der weiteren 

Konkretisierung und Umsetzung von Vorschlägen zu arbeiten. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.7 der Tagesordnung: 

Großkundenschnittstelle für die Fahrzeugzulassung 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, die Arbeiten an der 

Implementierung einer Großkundenschnittstelle für die Fahrzeugzulassung beim 

Kraftfahrt-Bundesamt fortzusetzen, die Länder und nach Möglichkeit die 

kommunalen Spitzenverbände bei der Umsetzung aktiv einzubeziehen und die 

Länder im Rahmen des zuständigen Bund-Länder-Fachausschusses regelmäßig über 

den Fortgang zu informieren.  

3. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das Land Baden-Württemberg, das bestehende 

Onlinezugangsgesetz-Digitalisierungslabor (OZG) zur Ermöglichung einer Zulassung 

von Fahrzeugen auf einzelne juristische Personen fortzuführen und die Ergebnisse 

den anderen Ländern nach den Grundsätzen der OZG-Zusammenarbeit zur 

Verfügung zu stellen. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz bittet die Freie und Hansestadt Hamburg, auch deren 

Ergebnisse zur Zulassung von Fahrzeugen auf juristische Personen (i-Kfz Stufe 4) 

den anderen Ländern zur Verfügung zu stellen. 

5. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, im Rahmen der Konzeption und 

Entwicklung sowohl der Großkundenschnittstelle als auch der digitalen Lösung für 

kleine und mittlere Unternehmen (KMU) auch die Verbesserungspotenziale zum
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bestehenden i-Kfz Stufe 3 Verfahren für natürliche Personen zusammen mit den 

Ländern und deren Zulassungsbehörden zu heben. Ziel sollte es dabei sein, auch für 

natürliche Personen und Halter jeglicher Art ein noch effizienteres Verfahren bereit 

zu stellen. 

6. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, den Prozess weiterer elektronischer 

Zulassungsverfahren für juristische Personen und Halter, welche in den Ländern 

unter Mitwirkung des BMVI entwickelt werden, weiter voran zu treiben und mit den 

Verfahren des Landes Baden-Württemberg abzugleichen. 

7. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, im Rahmen der Entwicklungs-

arbeiten zur GKS und i-Kfz Stufe 3 alternative elektronische Identitätsfeststellung zu 

erproben und bei Erfolg alternative Verfahren zur Verfügung zu stellen und rechtlich 

zuzulassen. 



Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.8 der Tagesordnung: 

Mobilitäts-Daten – Gesetzliche Verpflichtung zum Datenaustausch   
nach finnischem Modell

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Ausführungen in dem Bericht des BMVI 

insbesondere zum Erfordernis breit verfügbarer und diskriminierungsfrei zugäng-

licher (Echtzeit)Mobilitätsdaten. Dies sowie die stärkere, verkehrsträgerüber-

greifende Vernetzung und die Entwicklung neuer multimodaler Informations- und 

Mobilitätsdienste bilden die Grundlage für ein besseres Mobilitätsangebot der 

Menschen in Deutschland. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die mit der Änderung des Personen-

beförderungsgesetzes beabsichtigte Einführung einer Datenbereitstellungspflicht für 

Daten im Anwendungsbereich des Gesetzes.

4. Die Verkehrsministerkonferenz betont, dass es für ein attraktives, intelligent 

miteinander vernetztes Mobilitätsangebot darüberhinausgehend einer ganzheitlichen, 

verkehrsträgerübergreifenden Mobilitätsdatenstrategie bedarf, die insbesondere über 

die Daten des Öffentlichen Personennahverkehrs hinaus auch solche des Individual-

verkehrs und der Nahmobilität umfasst.  

5. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, zu prüfen, inwiefern eine 

gesetzliche Regelung auf weitere Mobilitätsanbieter wie auch zum Beispiel Car-, 

Bike- und Rollershareanbieter und Betreiber von Parkplätzen und Fahrrad-

abstellanlagen erweitert werden kann.  
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6. Die Verkehrsministerkonferenz weist darauf hin, dass grundsätzlich im Rahmen der 

Datenbereitstellung die auf Länderebene bereits vorhandenen Strukturen ein-

schließlich verkehrsträgerübergreifender Datensammelstellen genutzt werden sollten, 

um Doppelstrukturen zu vermeiden.  

7. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, im Rahmen der angekündigten 

Mobilitätsdatenverordnung zum Personenbeförderungsgesetz insbesondere die 

bereits etablierte Rolle regionaler sowie branchenspezifischer Datenportale,  

-plattformen und -systeme (z .B. die DELFI-Landesauskunftssysteme) zu 

berücksichtigen. Die Erfüllung der Datenbereitstellungspflicht durch die 

Mobilitätsdienstleister an den Nationalen Zugangspunkt sollte auch unter Nutzung 

solcher Portale rechtssicher möglich sein, um parallele Lieferstränge sowie 

Doppelstrukturen zu vermeiden und den Erfüllungsaufwand zu reduzieren.  

8. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, die Verkehrsministerkonferenz 

weiterhin über den aktuellen Sachstand durch einen Bericht zur nächsten Sitzung zu 

informieren. 

9. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt ausdrücklich die seitens der Bundesregierung 

vorgenommene Relationierung der verschiedenen Mobilitätsdateninitiativen des 

Bundes im Rahmen der „Datenstrategie der Bundesregierung“ 1. Ebenso begrüßt die 

Verkehrsministerkonferenz die in der Datenstrategie festgelegte zielorientierte 

Zusammenarbeit mit den Ländern beim Ausbau leistungsfähiger Daten-

infrastrukturen2. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI um Information, 

wie beabsichtigt ist, diese zielorientierte Zusammenarbeit in einen ganzheitlichen 

ordnungspolitischen Rahmen für Mobilitätsdaten zu bringen, um die Rollen und 

Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern klar zu regeln und um ein 

reibungsloses Zusammenspiel unter Vermeidung des Aufbaus von Doppelstrukturen 

zu gewährleisten.  

1 https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/datenstrategie-der-bundesregierung-1845632 (veröffentlicht am 
27. Januar 2021); zur Relationierung s. S. 32. 

2 Zur Mob-Daten-Strategie s. S. 51
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10. Die Verkehrsministerkonferenz weist darauf hin, dass der vernetzende Charakter der 

Bundesmobilitätsdateninitiativen im Vordergrund stehen sollte. Technische 

Infrastruktur, Abstimmungsprozesse, Erarbeitung von Standards, Ansprache und 

Überwachung der Datenlieferung von öffentlichen und privaten Mobilitätsanbietern 

sollten aufeinander abgestimmt werden. 

11. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Fortführung der Initiative „Digitale 

Vernetzung im ÖPV“, die Mitwirkungsmöglichkeit der Länder an der Roadmap 2.0, 

die Weiterentwicklung des Vernetzungsleitfadens für Digitalstandards sowie die 

Wiederaufnahme von Bundesförderungen im Bereich der Digitalen Vernetzung im 

ÖPNV. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, zu prüfen, inwieweit der 

Vernetzungsleitfaden als Grundlage für Förderungen des Bundes festgelegt werden 

kann, um die Berücksichtigung von Standards effektiv zu unterstützen. 

12. Die Verkehrsministerkonferenz befürwortet die Schaffung innovationsfördernder, 

einheitlicher Rahmenbedingungen für die Datenbereitstellung und –nutzung sowie 

die Unterstützung von Vernetzungsinitiativen für Mobilitätsdaten. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.9 der Tagesordnung: 

Deutsches Zentrum für Mobilität der Zukunft 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die weitere Ausgestaltung des Zentrums zur 

Erforschung der Mobilität der Zukunft, welches aus verschiedenen thematischen 

Satelliten-Standorten bestehen wird.  

3. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt, dass sich das Zentrum perspektivisch 

verschiedenen Zukunftsthemen widmen soll. Sie bittet das BMVI um eine zeitnahe 

Fertigstellung des Feinkonzepts, sodass eine mögliche Auswahl weiterer Standorte 

zeitnah erfolgen kann. Dies ist insbesondere bei der Erforschung und Erprobung von 

innovativen Technologien und Mobilitätslösungen geboten, um auch international 

eine führende Rolle einzunehmen und die Mobilitätswende schnell und zielgerichtet 

voranzubringen. Die Länder bieten im weiteren Prozess ihre Mitarbeit im 

Arbeitskreis verkehrsträgerübergreifende und EU-Angelegenheiten an. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.10 der Tagesordnung: 

Gesamtstrategie für den Umweltverbund

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz unterstützt die im Bericht des BMVI dargelegte 

erforderliche Stärkung des ÖPNV, um dessen Position im Wettbewerb mit dem 

motorisierten Individualverkehr (MIV) nachhaltig zu verbessern.   

3. Die Verkehrsministerkonferenz betont, dass das Zusammenspiel aller Verkehrsmittel 

des Umweltverbundes Grundlage einer verkehrsträgerübergreifenden, integrierten 

Gesamtstrategie sein muss. Der ÖPNV ist dabei ein wichtiger Bestandteil des 

Umweltverbundes, die Integration des Fuß- und des Radverkehrs als weitere 

Bestandteile des Umweltverbunds wie auch die Aspekte der Inter- und 

Multimodalität sind jedoch auch zu berücksichtigen.  

4. Die Verkehrsministerkonferenz verweist diesbezüglich auf ihren Beschluss vom 

14./15. Oktober 2020. Sie bittet das BMVI für die Herbstsitzung um einen 

ausführlichen Bericht, in dem die Erarbeitungsschritte dieser Strategie näher erläutert 

werden. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 4.11 der Tagesordnung: 

Militärische Mobilität – grenzüberschreitender militärischer Verkehr von Personen  
und Material 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht „Militärische Mobilität – grenz-

überschreitender militärischer Verkehr von Personen und Material“ des Bundes-

ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) vom 2. März 2021 zur 

Kenntnis. Sie erklärt zugleich, das Thema weiterhin fachlich zu unterstützen. 

2. Das BMVI wird gebeten, die Verkehrsministerkonferenz fortlaufend über die weitere 

Entwicklung der Angelegenheit zu unterrichten. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 5.1 der Tagesordnung: 

Finanzierung der Ausbauziele für den ÖPNV durch Bund, Länder und Kommunen 

1. Die Verkehrsministerkonferenz stellt fest, dass der gesamte Verkehrssektor einen 

deutlich stärkeren Beitrag als bisher zum Klimaschutz leisten muss, wenn 

Deutschland seine Klimaziele erreichen will. Die Verkehrsministerkonferenz 

bekräftigt daher das gemeinsame Ziel von Bund und Ländern, die Zahl der Fahrgäste 

im ÖPNV zu verdoppeln.  

2. Die Verdoppelung der Zahl der Fahrgäste im ÖPNV war nicht Grundlage der 

Neuregelung der Regionalisierungsmittel im Jahr 2016. Für eine Verdoppelung sind 

die bis 2031 gesetzlich festgeschriebenen Regionalisierungsmittel daher nicht 

ausreichend. Insbesondere ist die in 2020 beschlossene Erhöhung zur Unterstützung 

der Mobilitätswende unzureichend. Die bis 2031 zur Verfügung stehenden Mittel 

(inklusive in den Ländern vorhandene Restmittel) sind zur Finanzierung des 

aktuellen Leistungsangebots, bereits in Vorbereitung befindlicher Großprojekte 

sowie mehrjährig angelegter größerer Investitionsvorhaben verplant.

3. Die Verkehrsministerkonferenz stellt fest, dass der notwendige Ausbau des SPNV 

und eine Verdoppelung der Fahrgastzahlen zur Erreichung der Klimaziele des 

Bundes nur dann erreicht werden können, wenn auch der Vorlauf zum Startbahnhof 

und der Nachlauf vom Zielbahnhof mit dem ÖPNV oder anderen Verkehrsmitteln 

des Umweltverbunds erfolgen kann. Sie fordert den Bund daher auf, auch diese 

Bereiche des ÖPNV finanziell stärker zu unterstützen, um so die Klimaziele 

erreichen zu können. 
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4. Die Verkehrsministerkonferenz betont, dass der ÖPNV seine ihm von Bund und 

Ländern zugedachte Rolle bei der Erreichung der Klimaziele daher nur erfüllen kann, 

wenn konkret von allen beteiligten Ebenen (Bund, Länder, Kommunen, 

Aufgabenträger des SPNV und des ÖPNV) folgende Herausforderungen gelöst 

werden:

a) Finanzierung von Mehrleistungen im SPNV für das Verdoppelungsziel, 

insbesondere in den Bereichen Betrieb, Fahrzeuge/Kapazitäten, Sitzplätze, 

Komfort, Infrastruktur, Barrierefreiheit;

b) Finanzierung von Maßnahmen zur Steigerung der Betriebsqualität im 

Schienenverkehr, z. B. überschlagende Wenden, Reservequoten Fahrzeuge, 

Personal, Sicherheitspersonal;

c) Finanzierung von Mehrkosten des Betriebs durch Digitalisierung und Rollout 

ETCS;

d) Finanzierung von Mehrkosten der Elektrifizierung des ÖPNV auf Schiene und 

Straße sowie zur Umsetzung der Clean Vehicles Directive (CVD) im Bereich 

des ÖPNV;

e) Finanzierung des Ausbaus des kommunalen ÖPNV mit Bus und Bahn zur 

Ausweitung und Attraktivitätssteigerung des Angebots für Betrieb, 

Fahrzeuge/Kapazitäten, Infrastruktur, Barrierefreiheit, Schnellbuslinien als 

SPNV-Ergänzung, On Demand-Verkehre zur Flächendeckung, P+R, B+R;

f) Finanzierung von flankierenden, volkswirtschaftlich sinnvollen Tarif-

maßnahmen zur weiteren Steigerung der Attraktivität des ÖPNV. 

5. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Bund, zur Erreichung der Klimaziele im 

Verkehrssektor die Regionalisierungsmittel ab 2022 aufzustocken und dazu mit den 

Ländern in Verhandlungen über die künftige Höhe der Regionalisierungsmittel zu 

treten. 



Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 5.2 der Tagesordnung: 

Elektrifizierungsoffensive des Bundes für Schienenstrecken 

Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für Verkehr

und digitale Infrastruktur zur Kenntnis.





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 5.3 der Tagesordnung: 

Mitwirkung der Länder an der Erhöhung der Sicherheit im Schienen- 
personennahverkehr

1. Die Verkehrsministerkonferenz stellt fest, dass die Aufgaben der Gefahrenabwehr 

und der Strafverfolgung an den Bahnhöfen und in den Zügen in der Zuständigkeit der 

Bundespolizei liegen. Für die Gewährleistung der persönlichen Sicherheit von 

Fahrgästen und Zugpersonal im Schienenpersonennahverkehr kommt der Präsenz der 

Bundespolizei eine besondere Bedeutung zu. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz schlägt als Empfehlung zur Orientierung hinsichtlich 

der Verkehrsverträge zwischen Aufgabenträgern und Eisenbahnverkehrsunternehmen 

die in der Anlage beigefügten Leitlinien vor. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz bittet außerdem den Bund, als Eigentümer der  

DB Station & Service AG darauf hinzuwirken, dass diese in den nächsten Jahren 

angemessene Sicherheitsvorkehrungen in Bahnhöfen beschreibt und umsetzt. 
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Anlage zu TOP 5.3 

 
Leitlinien für die Aufgabenträger im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) zur Er-
höhung der Sicherheit 
 
Das System Eisenbahn ist weiterhin das sicherste Land-Transportmittel und hat gleich-
zeitig die am stärksten überwachte Technik. 
Das Thema Sicherheit im Bahnverkehr betrifft nicht nur den Bund. Rund 95 Prozent der 
Fahrgäste im Bahnverkehr nutzen die Züge des Schienenpersonennahverkehrs, für de-
ren Bestellung die Länder verantwortlich sind. In Zuständigkeit der Länder liegt damit 
auch die Festlegung der Sicherheitsmaßnahmen, die die in Ergänzung der gesetzlichen 
Zuständigkeit der Bundespolizei zur Gefahrenabwehr und Strafverfolgung an Bahnhöfen 
und in Zügen zusätzlich durch die im Schienenpersonennahverkehr tätigen Verkehrsun-
ternehmen zu erbringen sind. 
Neben der rein technischen Sicherheit für die Fahrgäste und Zugpersonale sind jedoch 
auch An- und Übergriffe auf Personale und Fahrgäste bei einer Weiterentwicklung und 
Erhöhung der Sicherheit mit in den Blick zu nehmen. 
Vor diesem Hintergrund sind insbesondere folgende Punkte zu beachten und soweit 
möglich in ein Sicherheitskonzept mit einzubeziehen: 
 

1. Einrichtung einer Leitstelle 
Die Aufgabenträger stellen sicher, dass bei Schließung von Verträgen mit den Eisbahn-
verkehrsunternehmen die Einrichtung einer Leitstelle durch das Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen (EVU) vertraglich geregelt ist.  
Diese koordiniert den Betrieb und sorgt für eine sicherheitsrelevante, wechselseitige 
Kommunikation zwischen Zug- und Landseite. Betriebsstörungen aller Art werden hier 
gemeldet und verarbeitet. Die Dokumentation und Meldung sicherheitsrelevanter Vor-
kommnisse an die Aufgabenträger genauso wie die Meldeketten zu und die Lagerunden 
mit den zuständigen Sicherheitsbehörden, der Bundespolizei, Feuerwehr und Betriebs-
leitzentrale wird durch die Leitstelle gewährleistet. 
Hinsichtlich der konkreten Anforderungen, beispielsweise bei der zeitlichen Vorgabe für 
die Besetzung der Leitstelle, der Bemühung um Sicherheitspartnerschaften und des Mo-
nitorings, bestehen regionale Unterschiede und sind entsprechend zu berücksichtigen.  
 

2. Vorgabe von Sicherheitskonzepten 
Den Aufgabenträgern sind bei der Neuvergabe von Leistungen durch die Eisenbahnver-
kehrsunternehmen möglichst umfassende und verbindliche Sicherheitskonzepte vor der 
Betriebsaufnahme vorzulegen. In diesen sind Handlungsstrategien, präventive und reak-
tive Maßnahmen, Zusammenarbeitsregelungen, erweiterte Meldeketten und Informati-
onsflüsse darzustellen. Hierbei sind insbesondere optimierter Melde- und Informations-
ketten zu den zuständigen Sicherheitsbehörden (Bundespolizei, Feuerwehr, Betriebs-
zentrale) zu berücksichtigen und dienen einer sicherheitsfördernden Kommunikation.  
 

3. Personaleinsatz 
Die Präsenz von Personalen, die dem Betrieb des Eisenbahnverkehrsunternehmens zu-
geordnet werden können, ist ein maßgeblicher Faktor für das subjektive und objektive 
Sicherheitsempfinden der Fahrgäste und Zugpersonale und sollte im Rahmen von Neu-
vergaben von Leistungen an die Eisenbahnverkehrsunternehmen mitberücksichtigt wer-
den. Beim Personaleinsatz ist zwischen Zugpersonal (vor allem Zugbegleiterinnen und 
Zugbegleitern) und dem Sicherheitspersonal zu unterscheiden. 
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Zugpersonal / Sicherheitspersonal 
Das ausgebildete Zugbegleitpersonal, betreut und kontrolliert die Fahrgäste. Im Falle von 
Zuwiderhandlungen wie Schwarzfahren, Fehlverhalten müssen sie zudem für die Einhal-
tung der Beförderungsbedingungen sorgen. In den genannten Fällen begeben sie sich 
grundsätzlich in die Gefahr, von übergriffigen Fahrgästen beleidigt oder gar attackiert zu 
werden. Um den Zugbegleiter*innen den Umgang mit solchen Situationen zu erleichtern, 
ist die Vorgabe einer zusätzlichen Deeskalationsschulung im Rahmen der Ausbildung 
fast flächendeckend anzustreben. 
Erhöhte Zugbegleitquoten und ggf. differenzierten Modellen für sicherheitskritische und 
aufkommensschwache Fahrten sind anzustreben. Beispielsweise 100% Zugbegleitung 
bei nachfragestarken Linien tagsüber, 30% Zugbegleitung bei nachfrageschwachen Li-
nien tagsüber und 100% Zugbegleitung bei nachfrageschwachen Linien nachts. Sofern 
angezeigt, sind teilweise bereits Besetzungen von mehr als nur einer Begleitperson er-
forderlich. Wenn die jeweilige allgemeine Sicherheitslage dies zulässt, sind jedoch auch 
in einzelnen Verkehrsverträgen auch geringere Zugbegleitquoten ausreichend. Bei S - 
Bahnen kann hiervon abgewichen werden.  
Die individuellen und auf die Regionen sowie Situationen zugeschnittenen Besetzungs-
vorgaben für das Zugbegleitpersonal sollten von den einzelnen Aufgabenträgern entwi-
ckelt und durch die Eisenbahnverkehrsunternehmen umgesetzt werden.  
Insbesondere bei Großveranstaltungen (Konzerte, Sportveranstaltungen, Demonstratio-
nen etc.) findet ein Einsatz von ausgebildeten, meist externen Sicherheitspersonalen 
statt. Im Regelfall geschieht das in Absprache zwischen Aufgabenträger und Eisenbahn-
verkehrsunternehmen, um eine bedarfsgerechte Unterstützung der Zugbegleiter zu bie-
ten und eine erhöhte Sicherheit zu gewährleisten. 
Die Anforderungen und Umsetzungen der Aufgabenträger können hierbei variieren und 
werden auf die jeweiligen Anforderungen vor Ort zugeschnitten. In Einzelfällen werden 
konkrete einzukalkulierende und einzuplanende Personalstunden für Sicherheitskräfte 
bereits in den Ausschreibungsunterlagen vorgegeben, die dann während des späteren 
Betriebs einvernehmlich zu bestimmten Zeiten oder Ereignissen eingesetzt werden. Der 
jeweilige Umfang hinsichtlich des erforderlichen Sicherheitspersonals ist frühzeitig durch 
die Aufgabenträger nach regionalen und zeitlichen Anforderungen zu definieren und mit 
der Bundespolizei abzustimmen.  
 

4. Einsatz von Videotechnik und Notrufsystemen in den Fahrzeugen 
Für das Sicherheitsempfinden der Fahrgäste spielen insbesondere Notrufmöglichkeiten, 
einsehbare Wagenkastengestaltungen und genügend Helligkeit eine bedeutende Rolle. 
Diesem Bedürfnis sollte durch den Aufgabenträger bei der Neuvergabe von Leistungen 
hinsichtlich der einzusetzenden Fahrzeuge Rechnung getragen werden.  
 
Darüber hinaus erhöhen kontinuierliche Videoaufzeichnungen für die Fahrgäste die sub-
jektive Sicherheit, während sie für potenzielle Täter eine abschreckende Wirkung entfal-
ten. Auch hier ist die Offenheit der Datenschutzbehörden für eine solche dauerhafte Auf-
zeichnung und ausreichende Speicherung der Daten von besonderer Bedeutung. Selbst-
verständlich sind dabei alle Vorkehrungen zu treffen, die ein Auslesen der Daten nur unter 
konkret definierten Voraussetzungen durch die zuständigen Behörden ermöglichen.  
Aufgrund der vorliegenden unterschiedlichen Datenschutzbestimmungen variieren die 
Ausführungen der Videoaufzeichnungen von Land zu Land. Ferner unterscheidet sich 
auch die Aufbewahrungsdauer dieser Videodaten regional zwischen 48 und 120 Stun-
den. Auch hinsichtlich der Vorgaben für den zugelassenen Erfassungsbereich von Vide-
okameras gibt es Unterschiede in den Ländern. In allen Belangen des Einsatzes von 
Videokameras in Fahrzeugen ist eine weitere Vereinheitlichung der datenschutzrechtli-
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chen Vorgaben im Sinne der Steigerung des subjektiven Sicherheitsgefühls und der Ab- 
schreckung unbedingt zu begrüßen und von den Aufgabenträgern anzustreben. Dies gilt 

umso mehr, da häufig die Fahrten über mehrere Länder hinweg erfolgen. 

 
  





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 5.4 der Tagesordnung: 

Bewertungsmethodik für den Schienengüterverkehr im Bundesverkehrswegeplan 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz stellt fest, dass leistungsfähige und dauerhaft 

verlässliche Schienengüterverkehre im unmittelbaren Interesse der deutschen 

Wirtschaft und der Bevölkerung liegen. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz erneuert ihre Unterstützung für den Schienengüter-

verkehr und bekennt sich zur Verkehrsverlagerung von der Straße auf die Schiene, 

die aufgrund der CO2-Reduktion einen wesentlichen Beitrag zum Erreichen der 

Klimaschutzziele der Bundesregierung leisten kann. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz bekennt sich zu dem im Masterplan Schienenverkehr 

definierten Ziel, den Anteil des Schienengüterverkehrs am gesamten Güterverkehrs-

aufkommen Deutschlands bis 2030 auf mindestens 25 Prozent, als Zwischen-

zielsetzung zur Erreichung der EU-Zielsetzung, zu steigern. 

5. Die Verkehrsministerkonferenz bleibt bei ihrer Einschätzung, dass bei der 

Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans der Infrastrukturbedarf für den 

Schienenpersonenfernverkehr (SPFV) angebotsseitig auf Basis der politischen 

Zielgrößen abgeleitet wird. Das Angebot des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV) 

wird von den Aufgabenträgern vorgegeben. Der Infrastrukturbedarf für den 

Schienengüterverkehr wird dagegen auf Basis der prognostizierten Nachfrage 

ermittelt. 
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6. Die Verkehrsministerkonferenz sieht vor diesem Hintergrund die Notwendigkeit, den 

Beitrag des Schienengüterverkehrs zur Erreichung der klimapolitischen Ziele des 

Bundes und der EU in der Bewertungsmethodik der Bundesverkehrswegeplanung 

deutlich stärker als bisher zu berücksichtigen und auch den Infrastrukturbedarf im 

Hinblick auf die klimapolitischen Ziele und Beschlüsse der letzten Jahre neu zu 

definieren. 

7. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI um Darstellung von Optionen, wie 

eine stärkere Berücksichtigung der Potentiale des Schienengüterverkehrs in die 

Bewertungsmethodik des BVWP Eingang finden kann. Das BMVI wird gebeten, 

darüber in der Herbstsitzung 2021 der Verkehrsministerkonferenz zu berichten. 

8. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI weiterhin um Darstellung von 

Optionen, wie die Reduzierung von Lärmbetroffenheit zukünftig stärker in der 

Bewertungsmethodik des BVWP bezüglich des Baus von neuen Eisenbahn-

umgehungsstrecken von Ortslagen und Knotenpunkten berücksichtigt werden kann. 

Das BMVI wird gebeten, darüber in der Herbstsitzung 2021 der Verkehrsminister-

konferenz zu berichten. 



Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 5.5 der Tagesordnung: 

Fortführung des Seehafenhinterlandsofortprogramms 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz unterstreicht das gemeinsame Ziel, den Anteil des 

Schienengüterverkehrs am Verkehrsaufkommen des Hinterlandes der deutschen 

Seehäfen weiter zu erhöhen und dadurch insbesondere den Straßenverkehr zu 

entlasten. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz sieht trotz der erfreulichen Umsetzung einer Vielzahl 

von Einzelprojekten weiterhin einen erheblichen Bedarf zur punktuellen Erweiterung 

der Kapazitäten im Bahnnetz von und zu den deutschen Seehäfen. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz bittet daher das BMVI, in einem engen 

Abstimmungsprozess mit der DB Netz AG noch nicht begonnene Maßnahmen aus 

dem SHHV II vorrangig umzusetzen. 

5. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Bestrebungen des Bundes, den 

Planungsvorrat des SHHV mit entsprechenden Finanzierungen zu belegen und bittet 

darum, ihr eine Liste mit den zur Umsetzung vorgesehen Projekten zur Verfügung zu 

stellen. 

6. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt grundsätzlich die Planungen des Bundes, 

Finanzierungsmittel für das Sofortprogramm SHHV auch weiterhin bereitzustellen. 
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7. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI um Berichterstattung in der 

Herbstsitzung 2021 der Verkehrsministerkonferenz, wie das „Seehafenhinterland-

sofortprogramm III“ im Rahmen der Eigenkapitalerhöhung aus dem Klimaschutz-

programm der Bundesregierung fortgeführt werden soll. 



Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 5.6 der Tagesordnung: 

Barrierefreiheit im SPNV 

1. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Bundesverkehrsminister, sich auf  

EU-Ebene für eine Novellierung der TSI PRM (Technische Spezifikationen für die 

Interoperabilität – Persons with reduced mobility) einzusetzen. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz hält es für erforderlich, dass es auf Bundesebene 

einheitliche Normen - eingedenk des Wissens, dass es unterschiedliche Bahnsteig-

höhen gibt - und Standards für einen barrierefreien Schienenpersonennahverkehr 

(SPNV) gibt, die von Verbänden der Menschen mit Behinderung mitgetragen 

werden. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz setzt sich für ein bundesweites, transparentes 

Beteiligungsverfahren im Gesamtsystem Bahn (Fahrzeug und Bahnsteig) ein, auf das 

sich die einzelnen Länder in ihren Ausschreibungen berufen können. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 5.7 der Tagesordnung: 

Reaktivierung von Bahnstrecken 

1. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Bund, im Rahmen der volkswirt-

schaftlichen Bewertung zur GVFG-Förderung von Reaktivierungsvorhaben die 

Besonderheiten von Reaktivierungen stillgelegter Bahnstrecken für den SPNV, 

insbesondere auch Auswirkungen auf Raumstruktur und Regionalwirtschaft zu 

berücksichtigen. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Bund, die Voraussetzungen für eine 

Inanspruchnahme des erhöhten GFVG-Fördersatzes für Reaktivierungen von 

stillgelegten Bahnstrecken für den SPNV zu erweitern und hierbei insbesondere den 

erhöhten Fördersatz

a) unabhängig vom rechtlichen Status einer stillgelegten Infrastruktur, 

b) auch für eine abschnittsweise abweichend von der historischen Streckenführung 

(und dies ggf. als BOStrab-Infrastruktur) geplante Reaktivierung sowie

c) auch für Reaktivierungen eines aktuell nicht mehr bestehenden SPNV-

Angebotes auf nicht stillgelegten Strecken 

zu gewähren. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Bund, auf die DB Netz AG mit dem Ziel 

einzuwirken, dass diese grundsätzlich bereit ist, im Falle von SPNV-Reaktivierungen 

von stillgelegten Bahnstrecken ohne relevante Netzwirkung die stillgelegte 

Infrastruktur auf Verlangen und zu angemessenen Konditionen an andere 

(landeseigene bzw. kommunale) EIU abzugeben. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 5.8 der Tagesordnung: 

Bundesverkehrswegeplan 2030 – Teil Schiene 

1. Die Verkehrsministerkonferenz ist der Auffassung, dass eine wesentliche Steigerung 

der Kapazitäten im Eisenbahnverkehr eine bedeutende Rahmenbedingung für das 

Erreichen einer klimaschonenden und nachhaltigen Mobilität ist.  

2. Die Verkehrsministerkonferenz stellt fest, dass seit der Beschlussfassung des 

Bundesverkehrswegeplans 2030 mit der Planung des Deutschlandtakts, der 

Zielsetzung des Masterplans Schienenverkehr (25-prozentiger Anteil des Schienen-

güterverkehrs an der Güterverkehrsleistung, Verdopplung der Fahrgäste im 

Schienenpersonenverkehr bis 2030) zur Erreichung der Klimaziele des Bundes, der 

Elektrifizierungsoffensive des Bundes und dem Zielhorizont 2035 für den Rollout 

der Digitalen Schiene Deutschland viele zusätzliche, aber untereinander nicht 

abgestimmte Anforderungen an die zukünftige Gestaltung des Systems Bahn 

formuliert wurden. 

3. Diese Anforderungen führen zu erhöhten Kapazitätsbedarfen vor allem im Bereich 

der Knotenpunkte, aber auch auf vielen Strecken. Dabei ist eine differenzierte 

Betrachtung des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV), des Schienenpersonenfern-

verkehrs (SPFV) und des Schienengüterverkehrs (SGV) erforderlich.  

4. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Bund, die Maßnahmen des Bundes-

verkehrswegeplans Teil Schiene zügig umzusetzen und darzulegen wie die Aspekte 

des Deutschlandtakts, des Rollouts der Digitalen Schiene Deutschlands und die 

Voraussetzungen zur Erreichung der Klimaziele des Bundes im Bundesverkehrs-

wegeplan Teil Schiene berücksichtigt werden. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 5.9 der Tagesordnung: 

Die Eisenbahnen in Deutschland nach der Pandemie 

1. Die Folgen der Corona Pandemie für den gesamten Mobilitätssektor sind heute noch 

nicht abschätzbar. Veränderungen im Arbeitsleben (Stichwort Homeoffice) und 

weiterhin bestehende Sorgen über Ansteckungen in öffentlichen Verkehrsmitteln im 

Fern- und Nahverkehr werden zu einer Veränderung des Mobilitätsverhaltens 

beitragen. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz hält an ihrem Ziel fest, die Zahl der Fahrgäste im 

Nah- und Fernverkehr der Eisenbahnen in Deutschland im Vergleich zu 2019 bis 

2030 auch nach der Corona Pandemie zu verdoppeln. Der Marktanteil des Schienen-

güterverkehrs soll von heute 18 Prozent auf 25 Prozent gesteigert werden.  

3. Die Verkehrsministerkonferenz hält es deshalb für erforderlich, die Strukturen der 

DB AG in der neuen Legislaturperiode daraufhin zu überprüfen, ob sie diesem Ziel 

entsprechen.  

4. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Arbeitskreis Bahnpolitik, Anforderungen 

an die zukünftigen Strukturen der DB AG und Vorschläge für grundsätzliche 

Verbesserungen bei der Organisation des Schienenverkehrs aus Sicht der Länder zu 

formulieren, zumal die Länder für den Nahverkehr eigene Zuständigkeiten besitzen 

und sich bereits in großem Umfang an Bahnhöfen und der Modernisierung von 

Regionalstrecken beteiligen. Aufgabe des Arbeitskreises Bahnpolitik soll die 

Erarbeitung entsprechender Anforderungen und Vorschläge für die Verkehrsminister-

konferenz im Herbst 2021 sein. Der Arbeitskreis Bahnpolitik soll dabei die aktuellen 

Anforderungen an Infrastruktur (Gleise, Bahnhöfe und Serviceeinrichtungen) und  
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Betrieb (Nah-, Fern- und Güterverkehr) entsprechend der europäischen Wettbewerbs-

vorgaben berücksichtigen und mit seinen Vorschlägen das Ziel der Verdopplung der 

Fahrgäste und der Stärkung des Schienengüterverkehrs unterstützen.  



Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 6.1 der Tagesordnung: 

Anforderungen an Notbrems-Assistenten und Einführung einer Nutzungsverpflichtung

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz unterstützt die Absicht des Bundes, das Abschalten 

von Notbrems-Assistenzsystemen durch den Fahrzeugführenden für Kraftfahrzeuge 

mit einer zulässigen Gesamtmasse über 3,5 t ab einer Geschwindigkeit von über 

30 km/h zu verbieten und bußgeldbewehrt zu sanktionieren. Sie bittet das BMVI, 

angesichts der Bedeutung der Änderung diese Regelung so schnell wie möglich 

sowohl in die Straßenverkehrsordnung als auch in die Bußgeldkatalogverordnung 

aufzunehmen.  

3. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, erneut in der Frühjahrssitzung 2022 

über den Sachstand zu berichten. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 6.2 der Tagesordnung: 

Radverkehrspolitik 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz teilt die Ansicht des BMVI, dass die Entwicklung 

und Umsetzung eines lückenlosen und vollständigen Radverkehrsnetzes mit einer 

durchgängig sicheren und attraktiven Infrastruktur eine gemeinsame Aufgabe des 

Bundes, der Länder und Kommunen ist. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt den steigenden und hohen finanziellen 

Einsatz des BMVI für den Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt zur Kenntnis, dass das BMVI sich dafür 

einsetzen wird, die Finanzhilfen und Förderprogramme über 2023 zu verstetigen und 

mit ausreichend Haushaltsmitteln auszustatten. Sie erinnert an ihren Beschluss, die 

aktuellen Finanzierungs- und Förderprogramme im Bereich des Radverkehrs 

miteinander zu verknüpfen, um die Förderempfänger und Maßnahmenträger damit in 

die Lage zu versetzen, Planungen kontinuierlich in die Umsetzung zu bringen, um 

die langfristige Aufgabe einer Verkehrswende in diesem Bereich umfassend 

anzugehen. 

5. Die Verkehrsministerkonferenz ist der Auffassung, dass neben der finanziellen 

Förderung des Radverkehrs auch weitere Anstrengungen zur Beschleunigung und 

Vereinfachung der Planung von Radwegen und Radschnellwegen erforderlich sind.  
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6. Unter diesem Gesichtspunkt ist zu untersuchen, welche Anforderungen an das 

Vorliegen einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVP-Pflicht) zu stellen sind.  

Die Verkehrsministerkonferenz setzt sich dafür ein, dass im Einklang mit den 

Auswahlkriterien des Anhangs III der Richtlinie 2011/92/EU vom 13. Dezem-

ber 2011 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 

privaten Projekten (UVP-Richtlinie) in der jeweiligen Anlage 1 zu den Gesetzen über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung des Bundes und der Länder für Radwege 

einschließlich Radschnellwegen Bagatellschwellen festgesetzt werden, bei deren 

Unterschreitung einzelne Vorhaben nicht UVP-pflichtig sind bzw. einer Allgemeinen 

Vorprüfung des Einzelfalls oder einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls 

zur Feststellung der UVP-Pflicht unterliegen. Solche Bagatellschwellen können 

beispielsweise in der Festlegung von Streckenlängen in Kombination mit möglichen 

Auswirkungen des Vorhabens auf besonders geschützte Gebiete bestehen. 

7. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Überarbeitung der Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) zur Steigerung 

der Sicherheit und Leichtigkeit des Radverkehrs. Darüber hinaus bittet die 

Verkehrsministerkonferenz das BMVI, die damit noch nicht umgesetzten Punkte 

hinsichtlich einer Umsetzung zu prüfen und anschließend ggf. in eine weitere 

Novelle der StVO aufzunehmen. 

8. Die Verkehrsministerkonferenz bekräftigt ihren Beschluss gegenüber dem BMVI und 

den Innenressorts der Länder, die neuen Regelungen mit einer öffentlichkeits-

wirksamen Aufklärungskampagne und zielgerichteten polizeilichen Kontrollen zu 

begleiten, um die angestrebte Verbesserung der Verkehrssicherheit zu erreichen.  

9. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die vorgesehene Anpassung fernstraßen- und 

eisenbahnrechtlicher Bestimmungen mit dem Ziel der Entlastung kommunaler 

Haushalte beim Ausbau kommunaler Radwege. 



Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 6.3 der Tagesordnung: 

Sicherheit und Attraktivität des Fußverkehrs 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die Maßnahmen des BMVI zur Fußverkehrs-

förderung und die Ankündigung des BMVI, im 1. Halbjahr 2021 eine Dialog-

veranstaltung zur Erarbeitung einer Fußverkehrsstrategie durchzuführen. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz fordert das BMVI auf, die Aktivitäten zur 

Fußverkehrsförderung deutlich auszuweiten und verweist hierzu auf ihre Beschlüsse 

aus 2019 und 2020.

4. Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe Fußverkehrspolitik der Verkehrsministerkonferenz hat 

entsprechend dem Beschluss der Verkehrsministerkonferenz vom 14./15. Okto-

ber 2020 einen Bericht mit konkreten Vorschlägen zur Novellierung des Rechts-

rahmens zur Erhöhung der Sicherheit und Attraktivität des Fußverkehrs erarbeitet.  

5. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht der Ad-hoc-Arbeitsgruppe 

Fußverkehrspolitik dankend zur Kenntnis.

6. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, die Vorschläge der Ad-hoc-

Arbeitsgruppe Fußverkehrspolitik der Verkehrsministerkonferenz zu prüfen und im 

Rahmen einer zeitnahen Novellierung des Rechtsrahmens, insbesondere von StVO, 

VwV-StVO und Straßenverkehrsgesetz, in enger Abstimmung mit den Ländern ggf. 

zu berücksichtigen. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 6.4 der Tagesordnung: 

Reform der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundes über den Sachstand 

der StVZO-Reform zur Kenntnis. Sie stellt fest, dass weder der von der 

Bundesregierung avisierte Zeitplan noch die Erwartungen der Verkehrsminister-

konferenz aus ihrem Beschluss vom 14./15. Oktober 2020 eingehalten werden 

konnten. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt, dass vom Bund bereits ein Konzept zur 

schnelleren Umsetzung der erforderlichen Reform der StVZO erarbeitet wurde. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz fordert den Bund erneut und nachdrücklich auf, die 

Reform der betroffenen nationalen Vorschriften (insbesondere der StVZO und der 

EG-FGV) mit hoher Priorität zu behandeln. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 6.5 der Tagesordnung: 
Gewährleistung von Gleichbehandlung und Rechtssicherheit bei der Anwendung des 
Straßenverkehrsrechts 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Beschluss zur „Gewährleistung von 

Gleichbehandlung und Rechtssicherheit bei der Anwendung des Straßenverkehrs-

rechts“ der Innenministerkonferenz vom 29. Dezember 2020 zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz bittet die Vorsitzende, die Innenministerkonferenz 

über die Erörterung der Thematik in Kenntnis zu setzen. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 6.6 der Tagesordnung: 

Reform der Bußgeldkatalog-Verordnung (BKatV) 

1. Die Verkehrsministerkonferenz und der Bundesminister für Verkehr und digitale 

Infrastruktur begrüßen die nunmehr über die bislang streitigen Gegenstände des 

Bußgeldkataloges erfolgte Einigung. 

2. Zur Verbesserung der Sicherheit im Straßenverkehr im Allgemeinen und 

insbesondere für den Rad- und Fußverkehr bittet die Verkehrsministerkonferenz den 

Bund, folgende Änderungen der Buß- und Verwarnungsgelder vorzunehmen:

a) Die Sanktion für verbotswidriges Parken auf Geh- und Radwegen sowie das 

unerlaubte Halten auf Schutzstreifen und das Parken und Halten in zweiter Reihe 

wird auf bis zu 110 Euro angehoben. 

b) Die Sanktion für unberechtigtes Parken auf einem Schwerbehinderten-Parkplatz 

wird von 35 auf 55 Euro angehoben. 

c) Es wird ein neuer Tatbestand eingeführt: unberechtigtes Parken auf einem Park-

platz für elektrisch betriebene Fahrzeuge und Carsharingfahrzeuge. Dieser 

Tatbestand wird mit einem Verwarnungsgeld von 55 Euro geahndet.

d) Bei Parkverstößen in amtlich gekennzeichneten Feuerwehrzufahrten oder mit 

Behinderung von Rettungsfahrzeugen erfolgt eine Erhöhung der Geldbuße auf 

bis zu 100 Euro. 
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e) Die Sanktion für rechtswidriges Parken an engen oder unübersichtlichen 

Straßenstellen bzw. im Bereich einer scharfen Kurve wird auf bis zu 55 Euro 

angehoben. 

f) Der allgemeine Halt- und Parkverstoß wird statt bis zu 15 Euro mit einem 

Verwarnungsgeld bis zu 55 Euro geahndet. 

g) Die Sanktion für rechtswidriges Parken im Schienenraum wird auf bis zu 

70 Euro angehoben, ein Tatbestand „Schienenverkehr nicht Vorrang gewährt“ 

wird eingeführt und ein Verstoß hiergegen mit 80 Euro geahndet. 

h) Das unerlaubte Nutzen sowie Nichtbilden einer Rettungsgasse wird mit einem 

Bußgeld zwischen 200 und 320 Euro sowie einem Monat Fahrverbot geahndet. 

i) Der Verstoß gegen die neu eingeführte Pflicht für Lkw, beim Rechtsabbiegen 

innerorts nur mit Schrittgeschwindigkeit zu fahren, wird mit 70 Euro Bußgeld 

geahndet.

j) Bei fehlerhaften Abbiegevorgängen oder einer Sorgfaltspflichtverletzung beim 

Ein- bzw. Aussteigen werden die Geldbußen verdoppelt und im Falle einer 

Gefährdung durch Abbiegevorgänge zusätzlich ein Fahrverbot von einem Monat 

eingefügt. 

k) Die vorschriftswidrige Nutzung von Gehwegen, linksseitig angelegten Rad-

wegen und Seitenstreifen durch Fahrzeuge wird statt bis zu 25 Euro mit bis zu 

100 Euro Geldbuße geahndet.

l) Auto-Posing: Die Geldbuße für das Verursachen von unnötigem Lärm und einer 

vermeidbaren Abgasbelästigung sowie das belästigende unnütze Hin- und 

Herfahren wird von bis zu 20 Euro auf bis zu 100 Euro angehoben. 

m) Geldbußen bei Halt- oder Parkverstößen auf Bussonderstreifen und im Halte-

stellenbereich werden von bis zu 35 Euro auf bis zu 100 Euro erhöht.
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n) Für normale Pkw bis 3,5 t werden die Sanktionshöhen in Euro bei Geschwindig-

keitsüberschreitungen wie folgt erhöht:

innerorts außerorts

Überschreitung in km/h BKat alt 

(vor dem 

28.04.2020)

BKat 

(seit dem 

28.04.2020)

BKat neu 

(VMK 

15.04.2021)

BKat alt 

(vor dem 

28.04.2020)

BKat 

(seit dem 

28.04.2020)

BKat neu 

(VMK 

15.04.2021)

bis 10 15 30 30 10 20 20

11 – 15 25 50 50 20 40 40

16 – 20 35 70 70 30 60 60

21 – 25 80 80 115 70 70 100

26 – 30 100 100 180 80 80 150

31 – 40 160 160 260 120 120 200

41 – 50 200 200 400 160 160 320

51 – 60 280 280 560 240 240 480

61 – 70 480 480 700 440 440 600

über 70 680 680 800 600 600 700

o) Für Pkw mit Anhänger / Fahrzeuge schwerer als 3,5 t (nach laufender 

Nummer 11.1 BKat) werden die Sanktionshöhen in Euro bei Geschwindigkeits-

überschreitungen wie folgt erhöht:

innerorts außerorts

Überschreitung in km/h BKat alt 

(vor dem 

28.04.2020)

BKat 

(seit dem 

28.04.2020)

BKat neu 

(VMK 

15.04.2021)

BKat alt 

(vor dem 

28.04.2020)

BKat 

(seit dem 

28.04.2020)

BKat neu 

(VMK 

15.04.2021)

bis 10 20 20 40 15 15 30

11 – 15 30 30 60 25 25 50

bis 15 (länger als 

5min)
80 80 160 70 70 140

16 – 20 80 80 160 70 70 140

21 – 25 95 95 175 80 80 150

26 – 30 140 140 235 95 95 175

31 – 40 200 200 340 160 160 255

41 – 50 280 280 560 240 240 480

51 – 60 480 480 700 440 440 600

über 60 680 680 800 600 600 700
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p) Für Fahrzeuge mit gefährlichen Gütern oder Passagierbusse (nach laufender 

Nummer 11.2 BKat) werden die Sanktionshöhen in Euro bei Geschwindigkeits-

überschreitungen wie folgt erhöht:

innerorts außerorts

Überschreitung in km/h BKat alt 

(vor dem 

28.04.2020)

BKat 

(seit dem 

28.04.2020)

BKat neu 

(VMK 

15.04.2021)

BKat alt 

(vor dem 

28.04.2020)

BKat 

(seit dem 

28.04.2020)

BKat neu 

(VMK 

15.04.2021)

bis 10 35 35 70 30 30 60

11 – 15 60 60 120 35 35 70

bis 15 (länger als 

5min)
160 160 320 120 120 240

16 – 20 160 160 320 120 120 240

21 – 25 200 200 360 160 160 280

26 – 30 280 280 480 240 240 400

31 – 40 360 360 640 320 320 560

41 – 50 480 480 800 400 400 700

51 – 60 600 600 900 560 560 800

über 60 760 760 950 680 680 900

3. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt, dass mit den vereinbarten Tatbeständen eine 

deutliche und sachgerechte Verschärfung der Geldbußen für Geschwindigkeits-

überschreitungen im Sinne der Verkehrssicherheit erfolgt. Die bestehenden 

Voraussetzungen zur Anordnung etwaiger Fahrverbote bleiben auf Grundlage des 

geltenden Rechts bestehen.  

4. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Verordnungsgeber, unverzüglich einen 

entsprechenden Verordnungsvorschlag vorzulegen und diesen in das Verfahren 

einzubringen, damit das Verfahren bis spätestens zum Ende der aktuellen Legislatur 

abgeschlossen wird und so die erhöhten Bußgelder noch in dieser Legislatur in Kraft 

treten. 

5. Die Vorsitzende wird gebeten, diesen Beschluss der Innenministerkonferenz zu 

übersenden.  



Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 7.1 der Tagesordnung: 

Reform der Passagierkontrollen an Flughäfen 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministers für Verkehr

und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz fordert die Bundesregierung - wie schon in den 

Verkehrsministerkonferenzen im März und Oktober 2020 - auf, zeitnah 

konzeptionelle Vorschläge zur Verbesserung der Luftsicherheitskontrollen 

(Organisationsmodelle, technische Innovationen) zu erarbeiten. Bestehende 

funktionierende Organisationsmodelle können hierbei erhalten werden.  

Der Bericht des Bundesrechnungshofes und das sogenannte „Speyer“-Gutachten, die 

sich mit Reformen im bestehenden System befassen, liegen bereits seit 2019 bzw. 

April 2020 vor. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, die Länder in diesem 

Prozess frühzeitig einzubinden. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz bittet den Bundesminister für Verkehr und digitale 

Infrastruktur, sich im o. g. Sinne gegenüber dem Bundesminister des Innern, für Bau 

und Heimat einzusetzen. 

5. Die Verkehrsministerkonferenz bittet die Bundesregierung, zur Herbstsitzung 2021 

der Verkehrsministerkonferenz über den Sachstand und das weitere Verfahren zu 

berichten. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 7.2 der Tagesordnung: 

Revision Single European Sky

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den ausführlichen Bericht des Bundes-

ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz bekräftigt unter Verweis auf ihren Beschluss vom 

26. März 2020, dass Fortschritte bei den technischen Entwicklungen und bei der 

Verwirklichung des einheitlichen europäischen Luftraums sowohl mittelfristig aus 

kapazitiven Erwägungen wie auch bereits jetzt unter Umweltgesichtspunkten 

dringend erforderlich sind. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz weist darauf hin, dass gerade der aufgrund der 

Corona-Pandemie derzeit geringe Luftverkehr Möglichkeiten bietet, neue digitale 

Technologien sowie die Interoperabilität von Systemen zu testen und weiter-

zuentwickeln. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, die Modernisierung der 

Flugverkehrsmanagementsysteme voranzutreiben und zur Frühjahrssitzung 2022 

erneut zu berichten. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 7.3 der Tagesordnung: 

Drohnendetektion - neue Kostenbelastung für kleinere Flughafenstandorte 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz ersucht das BMVI unter Hinweis auf ihren Beschluss 

vom 26. März 2020, bei den weiteren Entwicklungen der systematischen Detektion 

von unbemannten Fluggeräten in Flugplatznähe die Bedürfnisse der kleineren 

Flughäfen sowohl hinsichtlich der technischen Betriebskonzepte als auch deren 

Finanzierung zu berücksichtigen. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI um einen erneuten Sachstands-

bericht zur Frühjahrssitzung 2022. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 7.4 der Tagesordnung: 

Flugsicherung an kleinen Flughäfen 

1. Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht des Bundesministeriums für

Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) zur Kenntnis.

2. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt, dass das BMVI ein Konzept zur Beseitigung 

von Nachteilen der kleinen Flughäfen, die keine DFS Standorte sind, sowie dazu 

einen Referentenentwurf zur Änderung des LuftVG erarbeitet hat. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz erinnert in diesem Zusammenhang an ihre 

Beschlüsse vom 18./19. Oktober 2018, 4./5. April 2019, 9./10. Oktober 2019, 

26. März 2020 und 14./15. Oktober 2020. Sie bedauert erneut, dass das BMVI die 

Länder trotz entsprechender Bitten bei der Erarbeitung dieses Konzepts bisher nicht 

beteiligt hat. 

4. Die Verkehrsministerkonferenz erwartet, dass das BMVI den Verkehrsressorts der 

Länder nun unverzüglich das Konzept zur Implementierung einer zweiten 

Netzgebühr vorlegt.

5. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt, dass das Bundeskabinett bei der 

Verabschiedung der Eckwerte zum Bundeshaushalt 2022 sowie dem Finanz-

plan 2021 bis 2025 im Einzelplan 12 die Position „Unterstützung der Einbringung 

von gebührenfinanzierten Flugsicherungsleistungen an kleineren Flugplätzen“ für 

2021 in Höhe von 20 Mio. Euro und ab 2022 bis 2025 in Höhe von 50 Mio. Euro 

verabschiedet hat. 





Beschluss 

der Verkehrsministerkonferenz 

am 15./16. April 2021 

(als Video-/Telefon-Schaltkonferenz)

Punkt 7.5 der Tagesordnung: 

Unterstützung des Markthochlaufs für alternative Antriebe und Kraftstoffe   
im Luftverkehr 

1. Die Verkehrsministerkonferenz begrüßt die zwischen Bundesregierung, Verbänden 

und Ländern gemeinsam erarbeitete PtL-Roadmap. 

2. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das Bundesministerium für Verkehr und 

digitale Infrastruktur (BMVI), jeweils über den aktuellen Stand der Förderrichtlinien 

der Bundesregierung zur Umsetzung der PtL-Roadmap über den Arbeitskreis 

Luftverkehr zu informieren. 

3. Die Verkehrsministerkonferenz bittet das BMVI, in der Frühjahrssitzung 2022 über 

aktuelle Ergebnisse aus der Umsetzung der Roadmap sowie des Monitorings zu 

berichten. 
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